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Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft bis auf Höhe von 2,100,000 Mark, S. 521, — Vertrag 
zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Führung der Berlin ⸗Wetzlarer Eiſenbahn durch Herzoglich 
Anhaltiſches Gebiet und wegen Anlage einer Zweigbahn nach Staßfurt bezw. Leopoldshall, S. 525. 


(Nr. 8365.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie des Staates für eine 
Prioritäts⸗Anleihe der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft bis auf Höhe 
von 2,100,000 Mark. Vom 30. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
$. 1 


Die Fi iſt ermächtigt, der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahn⸗ 

geschaft die Garantie des Staates für die Verzinſung einer zur Höhe von 
5 ‚100,000 Mark aufzunehmenden Anleihe der Geſellſchaft nach näherer Maß⸗ 
e des beigedruckten, unter dem 1. Juni 1875. mit dem Vorſtande der Gefell- 


4 


haft abgeſchloſſenen Vertrages zu bewilligen. 
§. 2. 
Mit der a ehamg dieſes Geſetzes werden der Finanzminiſter und der 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiggel. 
Gegeben Bad Ems, den 30. Juni 1875. 
(JL. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. 


Jahrgang 1875. (Nr. 8365.) 75 Zwiſchen 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Auguſt 1875, 


8 
Nl 


5 dem Geheimen Dee) Duddenhauſen und dem 
Geheimen Finanzrath Roetger als Kommiſſarien des Miniſters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und des e e d einerſeits und der 
Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Spezialdirektor 
Freiherrn v. d. Busſche zu Burgſteinfurt andererſeits, iſt unter Vorbehalt der 
landesherrlichen Genehmigung, ſowie der Genehmigung des Aufſichtsrathes und 
der gde enen der Aktionaire der bezeichneten Eiſenbahngeſellſchaft 
nachſtehender Vertrag abgeſchloſſen. 

§. 1 


In Abänderung des F. 1. des zwiſchen der Königlichen Direktion der 
Weſtfäliſchen Eiſenbahn und der bezeichneten Geſellſchaft am 3. März 1872. ab⸗ 
N Vertrages (Geſetz-Samml. für 1872. S. 634. ff.) übernimmt 
er Staat ſchon jetzt die Verwaltung des Unternehmens der bezeichneten Geſell— 
ſchaft und die Fertigſtellung der ihr fongeffionixten Bahn für Rechnung der 
Geſellſchaft. Bei der unverzüglich zu bewirkenden Uebergabe der Bahn nebſt 
ihrem geſammtem Zubehör hat der 8 Vorſtand der Geſellſchaft der 
Königlichen Direktion der Weſtfäliſchen Eiſenbahn das zur weiteren Abrechnung 
mit den betheiligten Grundeigenthümern, Bauunternehmern und Lieferanten ꝛce. 
erforderliche Material vollſtändig und zum Abſchluſſe vorbereitet zu übergeben 
und allen desfallſigen Anforderungen der gedachten Direktion zu entſprechen. 

$. 2. 

Das zur Bezahlung der Baugläubiger und ur Fertigſtellung der Bahn 
noch erforderliche Kapital von 2,100,000 Mark wird durch Aus abe 43prozen⸗ 
tiger Prioritäts⸗Obligationen der Münſter⸗Enſcheder Eifenbabngefellihaft beſchafft. 

Der Staatsregierung bleibt die Beſtimmung der Modalitäten der Be⸗ 
gebung dieſer Obligationen lediglich überlaſſen. 

Das der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft unterm 16. September 
1874. bewilligte Allerhöchſte Privilegium zur Emiſſion von 960,000 Mark 
Prioritäts⸗Obligationen — wovon die Geſellſchaft noch keinen Gebrauch gemacht 
hat — wird hierdurch für erloſchen erklärt. 


§. 3, 
Für den Fall, daß der Reinertrag der Bahn zur Verzinſung der vorbe⸗ 
Sascha a nicht ausreichen follte, wird vom Staake der erforderliche 
uſchuß geleiſtet. f 
Der Reinertrag wird dergeſtalt berechnet, daß von den geſammten Jahres⸗ 
einnahmen der Bahn 
a) die laufenden Betriebskoſten jeder Art, 
b) e dem Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds zuzuführenden 
eträge 
abgezogen werden. 
oweit wider Erwarten durch die geſammten Jahreseinnahmen der Bahn 
die Betriebskoſten nicht gedeckt werden ſollten, hat der Staat auch hier den er⸗ 
forderlichen Zuſchuß zu leiſten. 0 
4. 


u 


eye wi 


| F. 4. ' 

Zur Amortifation der vorbezeichneten Obligationen follen — vorbehaltlich 
näherer desfallſiger Beſtimmung in dem zu ertheilenden bezüglichen Allerhöchſten 
Anleiheprivilegium — jährlich verwendet werden: 

a) der nach Deckung der Zinſen der Obligationen etwa verbleibende Rein⸗ 
ertrag bis zur Höhe eines halben Prozents der bewilligten Anleihe, 
b) die Zinſen der amortiſirten Obligationen. 
$. 5. 

Die aus der Staatskaſſe in Gemäßheit des $. 3. etwa geleiſteten Zuſchüſſe 
nebſt fünf Prozent Zinſen derſelben werden aus den die Zinſen und Amorti⸗ 
ſationsquoten der Anleihe überſteigenden Reinerträgen ſpäterer Betriebsjahre er⸗ 
ſtattet. Die Inhaber der Stammaktien und der Stammprioritätsaktien ſollen 
erſt dann Anſpruch auf Gewährung einer Dividende haben, wenn die aus der 
Staatskaſſe geleiſteten Zuſchüſſe nebſt Zinſen vollſtändig erſtattet worden find. 
Ueberſteigt alsdann der zur Zahlung jener Dividende disponible Reinertrag der 


Bahn vier Prozent des zur Emiſſion gelangten Aktienkapitals, jo ſoll dem 
Staate der dritte Theil jenes Ueberſchuſſes über obige vier Prozent zufallen. 


Der in F. 4. des Betriebsüberlaſſungsvertrages vom 3. März 1872. den 
Mitgliedern des Auffichtsrathes eventuell zugeſicherte Anſpruch auf Tantieme 
erſtreckt ſich nicht auf den vorbezeichneten Gewinnantheil des Staates. 


F. 6. 

Das im F. 7. des en erwähnten Vertrages vom 3. März 1872. 
Tir dee wird für die Münſter⸗Enſcheder Eifenbabngefeil 
ſchaft aufgehoben. 

Im Uebrigen behält es bei jenem Vertrage vom 3. März 1872., inſoweit 
derſelbe durch den heutigen Vertrag nicht abgeändert iſt, vorbehaltlich etwaiger, 

) be⸗ 


die Vertheilung der Koften der Allgemeinen Verwaltung (efr. §§. 2. ff.) b 


treffenden Abänderungen, ſein Bewenden. 
Sl, 

Nach Ablauf von zehn Jahren feit Eröffnung des Betriebes ift der Staat 
jederzeit berechtigt, die Uebertragung des Eigenthums der Bahn nebſt ſämmt⸗ 
lichem beweglichen und unbeweglichen Zubehör derſelben, insbeſondere dem an⸗ 
ee Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds und allen Aktivpforderungen der 

eſellſchaft zu verlangen. ; 

Die Gegenleiſtung des Staates foll in der Uebernahme ſämmtlicher Schul⸗ 
den der Geſellſchaft beftehen Außerdem hat der Staat, falls die geſammten 
Bruttoeinnahmen der der Abtretung der Bahn vorhergegangenen fünf Betriebs- 
jahre einen Ueberſchuß über die geſammten Betriebskoſten, Rücklagen zum Re⸗ 
ſerve⸗ und Erneuerungsfonds, Zinſen und Amortiſationsquoten der Anleihen der 
Geſellſchaft innerhalb deſſelben Zeitraums ergeben haben, den fünffachen Betrag 
des — nach Abzug des dem Staate nach F. 5. zugefallenen Dividendenantheils 
verbleibenden — Ueberſchuſſes als Kapitalabfindung zu zahlen. Auf dieſe Ab⸗ 
findung kommen indeß die bis zur Uebernahme der Bahn noch nicht erſtatteten 

75 Zu⸗ 


Gr. 8365.) 


Zuſchüſſe des Staates nebft Zinſen (efr. $$. 3. und 5.) zum vollen Betrage in 
Anrechnung. 
Die käufliche Uebernahme kann vom Staate nur zum Schluſſe eines Be⸗ 


1 nach mindeſtens ein Jahr vorher erfolgter Ankündigung verlangt 
werden. 
$. 8. 


Der bisherige Geſellſchaftsvorſtand hat bezüglich der Finanzlage der Geſell⸗ 
ſchaft die Verſicherung abgegeben, 
daß die Schulden der Geſellſchaft den Betrag von 1,840,500 Mark nicht 
überſteigen, 
daß ferner ein großer Theil der Aktionaire der Geſellſchaft auf die Zahlung 
der in F. 8. des Geſellſchaftsſtatuts bezeichneten Bauzinſen vom 1. Juli 
1874. ab bereits verzichtet habe, und daß die unverzüglich einzuberufende 
Generalverſammlung bus Geſellſchaft unter Abänderung des vorbezeich- 
neten $. 8. des Statuts die nachträgliche Bezahlung der ſeit 1. Juli 1874. 
rückſtändigen Bauzinſen nur für den Fall ſtatuiren werde, wenn und 
ſoweit dieſelbe demnächſt ganz oder theilweiſe — während des Betriebes 
der Bahn für Rechnung der Geſellſchaft — aus den Erträgniſſen der 
Bahn nach 1 der Betriebskoſten, der Rücklagen zum Reſerve⸗ und 
Erneuerungsfonds, der Verzinſung und Amortiſationsquoten der Anleihen 
der Geſellſchaft und nach Rückerſtattung der vom Staate etwa geleiſteten 
Zinfen- und Betriebskoſtenzuſchüſſe nebſt Zinſen ſtattfinden könne, wo⸗ 
gigen nach Erwerbung der Bahn durch den Staat jeder Anſpruch auf 
ie alsdann etwa noch rückſtändige Bezahlung jener Bauzinſen aus den 
Erträgen ſpäterer Betriebsjahre erloſchen ſein ſolle. 

Der vorſtehende Vertrag ſoll nur in Gültigkeit treten, wenn längſtens bis 
zum 15. Juli 1875. jener Generalverſammlungsbeſchluß herbeigeführt und läng⸗ 
ſtens bis dahin der Staatsregierung von den Intereſſenten der Bahn ein Ga⸗ 
rantiefonds von 150,000 Mark zu dem Zwecke beſtellt wird, um denſelben zur 
Deckung etwaiger rechtsgültiger, den oben bezeichneten Betrag überſteigender 
Schulden reſp. etwaiger rechtsgültiger, auf die bisherige bezügliche Statutbeſtim⸗ 
mung geſtützter Anſprüche auf Bauzinſen zu verwenden, ohne daß den betref- 
fenden Kautionsbeſtellern ein Regreßanſpruch gegen die Geſellſchaft zuſtehen ſoll. 

Dieſer Fonds ſoll eventuell erſt nach fünf Jahren rückzahlbar ſein. 


Berlin, den 1. Juni 1875. 


Freiherr v. d. Busſche, 
Spezialdirektor der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahn. 


Duddenhauſen. Roetger. 


Ar, 8366“) 


. 
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(Fr. 8366.) Vertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Führung der Berlin⸗Wetzlarer 


Eiſenbahn durch Herzoglich Anhaltiſches Gebiet und wegen Anlage einer 
Zweigbahn nach Staßfurt bezw. Leopoldshall. Vom 11. Juni 1875. 


Stu Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog von Anhalt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Füh⸗ 
rung der Berlin⸗Wetzlarer Eiſenbahn durch Herzoglich Anhaltiſches Gebiet und 
über die Anlage einer Zweigbahn nach Staßfurt bezw. Leopoldshall, Bevoll— 
mächtigte ernannt, nämlich: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung, 
Theodor Weishaupt, 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt: 
Höchſtihren Regierungspräſidenten Au guſt Oelze, 
babe unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Staatsvertrag abgeſchloſſen 
aben. 
Artikel J. 

Die Sera Anhaltiſche Regierung geftattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung die durch das Königlich Preußiſche Geſetz vom 11. Juni 1873. zur 
Ausführung für Staatsrechnung genehmigte Eiſenbahn von Berlin nach Wetzlar 
durch das öſtlich der Elbe gelegene Anhaltiſche Gebiet über Nedlitz und Lindau 
und durch das weſtlich der Elbe gelegene Gebiet über Güſten zur Landesgrenze 
nach ihrer Wahl entweder in der Richtung auf Aſchersleben und Straßberg 
oder auf Sandersleben zu führen, auch von der vorgedachten Bahn aus eine 
Zweigbahn nach Staßfurt und Leopoldshall, ſowie den in der Nähe dieſer Orte 
gelegenen bezw. noch anzulegenden Salzſchächten und induſtriellen Etabliſſements 
herzuſtellen. 

Artikel II. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung räumt für die nach gegenwärtiger 


i Uebereinkunft innerhalb Ihres Gebietes herzuſtellenden Eiſenbahnanlagen nach 


Maßgabe der beſtehenden Landesgeſetze das Recht zur A N und vor⸗ 
übergehenden Benutzung des dazu erforderlichen Grund und Bodens ein. 


Artikel III. 


Sowohl die Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts für die den Gegen⸗ 
ſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen, als auch die Prüfung der anzu⸗ 
wendenden Fahrzeuge einſchließlich der Dampfwagen ſoll lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen. 

Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bau⸗ 
projekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Brücken, Durchläſſen, Flußforrektionen, 
Wegeübergängen und Parallelwegen betreffen, der Herzoglich Anhaltiſchen Re— 
gierung innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Ar. 8366.) Sollte 


30 N 

Sollte die Herzoglich Anhaltiſche Regierung künftig in Folge eintretenden 
Bedürfniſſes die Mage neuer Waſſerduncläſſe Staats. oder Wiinalſtraßen 
anordnen oder genehmigen, welche die projektirten Eiſenbahnen kreuzen, ſo kann 
die Königlich Preußiſche Regierung hiergegen keine Einſprache erheben; es ſollen 
aber von der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung alle erforderlichen Maßregeln 
getroffen werden, damit durch ſolche Anlagen weder der Betrieb der Eiſenbahnen 
geſtört werde, noch der Betriebsverwaltung ein anderer Aufwand daraus er⸗ 
wachſe, als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel IV. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten die für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben und 
zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 
Die Spurweite der Bahngeleiſe ſoll 1,135 Meter im Lichten der Schienen be⸗ 
tragen, auch die Ausführung der Bahnen und das geſammte Betriebsmaterial 
unter Beachtung der vom Reiche zu erlaſſenden Normativbeſtimmungen, ſofern 
und ſoweit aber ſolche nicht ergehen, nach Maßgabe der von dem Vereine der 
Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen angenommenen einheitlichen Vorſchriften für 
den durchgehenden Verkehr derartig eingerichtet werden, daß die Transportmittel 
nach allen Richtungen hin auf die angrenzenden Bahnen ungehindert übergehen 


können. 
Artikel V. 
Der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt in Anſehung der auf Ihrem 
Gebiete belegenen Bahnſtrecken die Landeshoheit vorbehalten. Auf dieſen Strecken 
ſollen nur Herzoglich Anhaltiſche Hoheitszeichen angewendet werden. 


Artikel VI. 

Die kontrahirenden Regierungen ſagen ſich gegenſeitig die den beſtehenden 
Geſetzen entſprechende, von den kompetenten Behörden zu bewirkende Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung derjenigen Polizei- und Kriminalvergehen zu, welche 
die Anlage dieſer Bahnſtrecken und den Transport a denſelben betreffen, und 
von ihren reſp. Unterthanen in dem Gebiete des an 
gangen werden. 

Die Königliche Preußiſche Eiſenbahnverwaltung hat wegen aller Entſchä⸗ 
digungsanſprüche, welche aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der im 
Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecken gegen ſie erhoben werden 
möchten, ſich der Herzoglich Anhaltiſchen Gerichtsbarkeit und den Herzoglich 
Anhaltiſchen Geſetzen zu unterwerfen, und zu dieſem Behufe in der Stadt Zerbſt 
Domizil zu nehmen. 

a Artikel VII. 


Die im Herzogthum Anhalt zum Schutze der Eiſenbahnen und Tele⸗ 
graphen und des Betriebes derſelben jeweilig beſtehenden gegen Beſtim⸗ 
mungen finden gleichmäßig auch auf die im Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete 
belegenen Strecken der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen 
Anwendung. A | 

At, 


eren Staates werden be⸗ 


-m- 
2 Artikel VIII. =. 
Der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Hand⸗ 
habung des Ihr über die im Herzogthum belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheits⸗ und Aufſichtsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher 
die Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen den⸗ 
jenigen Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen oder poli⸗ 
zeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 


Artikel IX. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf den im Herzoglich Anhaltiſchen 
Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt durch das Königlich Preußiſche Eiſen⸗ 
Bahnperfonal, welches auf Präſentation der Königlich Preußiſchen Betriebsver⸗ 
waltung von den kompetenten Herzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen iſt. 

Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Bahnſtrecken den kerteffenden Herzoglichen Organen ob. Dieſelben werden den 
Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel X. 


i Die Anſtellung und Beaufſichtigung der Beamten für die auf Herzoglich 
Anhaltiſchem Gebiete belegenen Bahnſtrecken erfolgt lediglich durch die han 
0 0 Königlich Preußiſchen fee Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, 

eichenſtellern und ſonſtigen dergleichen Unterbeamten für dieſe Strecken ſoll 
auf Angehörige des Anhaltiſchen Skaates vorzugsweiſe Rückſicht genommen wer⸗ 
den, falls qualifizirte Militairanwärter, unter welchen Herzoglich Anhaltiſche 
Staats⸗ und Kontingents⸗Angehörige gleichfalls den Vorzug haben, zur Be⸗ 
ſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande des 
Heimathlandes nicht aus und ſind während ihres dienſtlichen Aufenthaltes da⸗ 
ſelbſt nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den 
Funden bande d ben unter gleichen Verhältniſſen für alle Fremde zur Anwen⸗ 

ung gelangen. 

Die Bahnbeamten ſind rückſichtlich der Disziplinarbehandlung ausſchließlich 
der Königlich Preußiſchen 1 „bezw. deren zuſtändigen Organen, im 
Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, in welchem 
ſie ihren amtlichen Wohnſitz haben. 


Artikel XI. 

Die Beſtimmung der Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht, unbeſchadet 
der Zuſtändigkeit des Reichs, ausſchließlich der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung zu. 

Artikel XII. 


Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung nimmt ein Recht auf den Erwerb 
der Bahnen nicht in Anspruch, auch wird fie, ſo lange die Bahnen im Eigen⸗ 
thum und Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung ſich befinden, den Be⸗ 

(Nr. 8366) N trieb 


trieb weder mit einer Gewerbeſteuer, noch einer anderen Staatsabgabe belegen, 
desgleichen ſollen die Bahnen mit allem Zubehör von der Grundſteuer be⸗ 
freit ſein. 
Artikel III. 

f Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung und der i des Deutſchen Reichs auf dem Ter⸗ 
rain, welches für die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen 
u erwerben iſt, ober⸗ und unterirdiſche elektromagnetiſche Telegraphenlinien durch 
as Herzogliche Gebiet zu führen, dieſe Linien zu Zwecken des Bahnbetriebes, 
bezw. des öffentlichen Verkehrs nutzbar zu machen, und die Leitungen nach Maß— 
gabe des eintretenden Bedürfniſſes zu vermehren. 


Artikel XIV. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird ohne Zuſtimmung der Herzoglich 
Anhaltiſchen Regierung die auf deren Gebiete belegenen Bahnſtrecken nicht ver⸗ 
äußern. 

Artikel XV. 


Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen ſpäteſtens binnen ſechs Wochen 
nach der Unterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag zweifach ausgefertigt, von 
den Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren 1 verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 11. Juni 1875. 


(L. S.) Theodor Weishaupt. 
(L. S.) Auguſt Oelze. 


Wr 
2 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


